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Bei pflegepolitischen Entscheidungen sollte es stärker um die Belange der Menschen gehen, die diese letztlich zu spüren bekommen. 
Foto: Evrymmnt / Adobe Stock

Umbau der Pflegeversicherung am Bedarf von Betroffenen und Angehörigen ausrichten

Zeit für eine echte Pflegereform
Immer mehr Menschen sind in 

Deutschland auf Unterstützung 
angewiesen. Das Geld, das hier-
für in der Pflegeversicherung 
zur Verfügung steht, wird immer 
knapper. Dadurch wächst der 
Druck auf die Bundesregierung, 
endlich eine wirksame Pflege-
reform zu beschließen. Wich-
tige Impulse hierzu kommen 
vom SoVD. Denn der Verband ist 
überzeugt, dass die Perspektive 
der Betroffenen und ihrer Ange-
hörigen entscheidend ist für das 
Gelingen dieses Vorhabens.

Wie dramatisch die Lage ist, 
machte kürzlich Oliver Blatt 
deutlich. Er ist der Vorstands-
vorsitzende des Spitzenverban-
des der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegekassen (GKV-SV). 
Blatt warnte eindringlich, dass 
die Pflegeversicherung bereits 
in diesem Monat nicht mehr 
genug Einnahmen habe, um 
ihre Leistungen voll zu finan-
zieren. Grund hierfür sei, dass es 
bei den Ausgaben im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum einen 
Zuwachs um elf Prozent gab, 

während bei den Beitragsein-
nahmen nur ein Plus von knapp 
vier Prozent zu verbuchen war. 
Für das nächste Jahr rechnet 
der GKV-SV bereits mit einer 
Lücke von zehn Milliarden Euro.

SoVD stellt Gesetzentwurf
schlechtes Zeugnis aus

Es liegt an Bundesgesund-
heitsminister Carsten Linne-
mann (CDU), diese Schieflage 
nun zu korrigieren. Kurzfristig 
geschehen soll dies durch das 
„Gesetz zur Neuordnung der 

Pflegeversicherung“, das Linne-
mann noch von seiner Amts-
vorgängerin Nina Warken (CDU) 
„geerbt“ hat. Die darin vorge-
sehenen Maßnahmen für eine 
bessere Finanzierung können 
den SoVD allerdings nicht über-
zeugen. In einer Stellungnahme 
bezeichnete der Verband die 
skizzierten Pläne sogar als „be-
sonders enttäuschend“.

Diese stellten durch die 
vorgesehene Erhöhung des 
Kinderlosenzuschlages und 

Blickpunkt
Viele Menschen leiden unter den 

exorbitanten Spritpreisen. Unter 
erheblichem Druck hat die Bun-
desregierung deshalb den Tankra-
batt beschlossen. An der Zapfsäule 
fühlt sich die Preisminderung wie 
ein Geschenk an – besonders, wenn 
das Geld ohnehin knapp ist. 

Doch beim genaueren Hinsehen 
entpuppt sich der Nachlass als 
sozialpolitisch unausgewogen, fis-
kalisch verschwenderisch und öko-
logisch kontraproduktiv. Besonders 
schwer in Sachen Verteilungsge-
rechtigkeit wiegt dabei das Prinzip 
„Gießkanne“ statt Zielgenauigkeit.  

Die Ungerechtigkeit liegt auf der 
Hand: Ein Rabatt pro Liter entlas-
tet am stärksten diejenigen, die am 
meisten tanken. Und das ist nicht 
die Pflegekraft mit dem Kleinwagen, 
sondern der Dienstwagenfahrer mit 
dem SUV und die Vielfahrerin mit 
hohem Einkommen. Abgesehen 
davon besitzt rund ein Fünftel der 
Haushalte in Deutschland über-
haupt kein Auto – überproportional 
Menschen mit geringem Einkom-
men, Ältere, Alleinerziehende in 
Städten. Sie zahlen über ihre Steu-
ern mit und bekommen nichts. 

Ein Rabatt, von dem Besserverdie-

nende mehr profitieren als Gering-
verdienende, finanziert aus einem 
Haushalt, bei dem gleichzeitig um 
jede Million für Bildung, Kommu-
nen und Infrastruktur gerungen 
wird, ist kein gutes sozialpolitisches 
Instrument! Wir im SoVD plädieren 
stattdessen für gestaffelte, einkom-
mensabhängige Direktzahlungen 
– und perspektivisch für eine Ver-
kehrspolitik, die langfristig Struktu-
ren verändert. Nur so wird Mobilität
sozial gerecht, bezahlbar und darü-
ber hinaus klimafreundlich.�

Michaela Engelmeier
SoVD-Vorstandsvorsitzende
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Umbau der Pflegeversicherung muss sich am Bedarf von Betroffenen und Angehörigen ausrichten

Es ist Zeit für eine echte Pflegereform
Fortsetzung von Seite 1
Einschränkungen bei der Famili-
enmitversicherung für gesetzli-
che Versicherte eine zusätzliche 
Belastung dar. Wenngleich der 
SoVD die geplante Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze 
grundsätzlich begrüße, reiche 
diese doch bei Weitem nicht aus, 
um das Solidarprinzip nachhal-
tig zu stärken. 

Kürzungen von Leistungen 
auf dem Rücken Betroffener

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
warnte davor, angesichts leerer 
Kassen nur darauf zu schauen, 
wo man Leistungen für Ver-
sicherte streichen könne. Sie 
sagte, es dürfe nicht zu einem 
reinen „Pflegekürzungsgesetz“ 
kommen. 

Engelmeier verwies auf die 
bisher öffentlich gemachten 
Reformpläne. Denen zufolge 
könnte der Entlastungsbetrag 
bei Pflegegrad 1 wegfallen, 
zudem würden die Zuschüsse 
zu den Eigenanteilen im Pfle-
geheim später gezahlt und der 
Zugang zu Pflegeleistungen 

insgesamt erschwert. Für ihre 
Kritik fand Michaela Engel-
meier deutliche Worte: „Gerade 
deshalb wäre es der falsche 
Weg, die Finanzierungslücke 
durch Leistungskürzungen auf 
dem Rücken der Pflegebedürf-
tigen und ihrer Angehörigen zu 
schließen.“

Finanzielle Lasten müssen 
gerecht verteilt werden

Aus Sicht des SoVD lässt sich 
die Pflegeversicherung somit 
keinesfalls durch kurzfristige 
Einsparmaßnahmen stabilisie-
ren. Notwendig seien vielmehr  
strukturelle Reformen, die da-
für sorgen, dass sich die Lasten 
auch auf die Schultern anderer 
Erwerbsgruppen verteilen. Bis 
dahin brauche es einen Finanz-
ausgleich zwischen sozialer 
und privater Pflegeversiche-
rung. Langfristig setzt sich der 
SoVD weiterhin für eine Pfle-
gevollversicherung ein. Diese 
könnte das gesamte Pflegerisi-
ko absichern und Pflegebedürf-
tige sowie Angehörige wirksam 
vor finanzieller Überforderung 
schützen.

Schon heute sind über sechs Millionen Menschen in Deutschland 
pflegebedürftig – und ihre Zahl nimmt weiter zu.
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Akute Sorgen muss sich je-
doch niemand machen. Denn 
trotz der aktuellen Finanznot 
bleibt die Pflegeversicherung 
handlungsfähig, Pflegebedürf-
tige erhalten also weiterhin die 
ihnen zustehenden Leistungen. 
Sehr wohl teurer werden könn-
te es jedoch bereits ab dem 
kommenden Jahr für gesetzlich 
Versicherte.

SoVD sieht weiterhin Bund
und Länder in der Pflicht

Zwar beteuerte die Bundes-
regierung mehrfach, dass sie 
Beitragserhöhungen möglichst 
vermeiden will. Eine Antwort auf 
die Frage, woher das benötigte 
Geld stattdessen kommen soll, 
blieb sie bisher jedoch schul-
dig. Nachdem Bundesgesund-
heitsminister Linnemann nun 
zusicherte, auf die geplanten 
Kürzungen bei den Rentenein-
zahlungen für pflegende Ange-
hörige verzichten zu wollen, ist 
er auch hier auf Alternativen für 
die bereits verbuchte Einspa-
rung angewiesen. 

Dabei steht Linnemann vor 
dem gleichen Problem, das auch 
der SoVD seit Langem kritisiert: 
Bund und Länder drücken sich 
weiterhin vor ihrer Verantwor-

tung. Konkret geht es unter 
anderem um die Übernahme 
versicherungsfremder Leistun-
gen, die Erstattung  pandemie-
bedingter Ausgaben sowie die 
unzureichende Finanzierung 
von Investitions- und Ausbil-
dungskosten.

Kommission sollte ihren 
Fokus auf die Praxis legen

Für den Fall, dass es zu der 
vom Bundesgesundheitsminis-
ter geplanten Einsetzung ei-

ner Pflegekommission kommt, 
forderte Michaela Engelmeier 
schon jetzt, dabei stärker die 
Praxissicht von Verbänden wie 
dem SoVD zu berücksichtigen. 
Entscheidend sei es, so Engel-
meier, dass Betroffene und An-
gehörige im Mittelpunkt stün-
den. Die Reform müsse sich 
ebenso an den Bedürfnissen in 
der häuslichen wie auch in der 
stationären Pflege orientieren, 
statt lediglich Ausgaben zu re-
duzieren.� Joachim Schöne

Die Bundesregierung hat eine Neuauflage des „Tankrabatts“ 
beschlossen. Von Anfang Oktober bis Jahresende wird die Ener-
giesteuer auf Benzin und Diesel um 14 Cent pro Liter sinken. Ein-
schließlich der Umsatzsteuer soll Kraftstoff dadurch um insgesamt 
17 Cent pro Liter günstiger werden.

Zusätzlich verständigten sich Bund und Länder grundsätzlich 
auf einen Spritpreisdeckel, der spätestens zum 1. Januar 2027 gel-
ten soll. Dessen genaue Ausge-
staltung ist noch offen. Geprüft 
werden außerdem zielgerichtete 
Entlastungen, darunter ein ein-
kommensbezogener Direktaus-
zahlungsmechanismus.

Der SoVD begrüßt zwar, dass 
angesichts dauerhaft hoher 
Energiepreise Entlastungen 
kommen, kritisiert den Tankra-
batt jedoch als wenig zielgerich-
tet. SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier erklärt: 
„Wir halten Gießkannenlösun-
gen wie den Tankrabatt nicht für 
die richtige Lösung. Sie kosten 
den Staat und Steuerzahlende 
Millionen oder gar Milliarden, 
entlasten aber auch diejenigen, 
die keine Unterstützung benöti-
gen. Das ist unsolidarisch.“

Auch eine Untersuchung des DIW Berlin kommt zu dem Ergebnis, 
dass Direktauszahlungen zielgenauer wären. Sie könnten insbe-
sondere Haushalte mit niedrigen Einkommen erreichen, während 
ein Tankrabatt vor allem Menschen zugutekommt, die viel Kraft-
stoff verbrauchen.� str

Neuer Tankrabatt kommt
Bund und Länder bringen 2,5 Milliarden Euro auf

Von Oktober bis Jahresende werden der Liter Benzin und Diesel 
etwa 17 Cent günstiger. Der SoVD hatte sich für eine zielgenaue 
Entlastung von Menschen mit wenig Einkommen starkgemacht und 
kritisiert, dass nun vor allem Großverbraucher profitieren. 

Hohe Spritpreise sorgen für viel 
Ärger. Nun dürften sie sinken. 
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Vorschläge zur Primärversorgung
Wie soll das geplante „Hausarztmodell“ aussehen? Die Pläne der Koalition liegen noch nicht vor, der 

SoVD und andere haben aber bereits Konzepte vorgestellt. Der Verband fordert eine patientenzent-
rierte, barrierefreie und individuell bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen.

Die Bundesregierung will 
ein neues Primärversorgungs-
system aufbauen. Eckpunkte 
dafür sollten im Spätsommer 
vorliegen. Mittlerweile ist die 
Rede davon, dass das Gesund-
heitsministerium im November 
Vorschläge präsentieren will. 
Die öffentliche Debatte um das 
Thema läuft jedoch bereits. 

Der SoVD veröffentlichte im 
August sein Forderungspapier 
„Primärversorgung neu gestal-
ten“. Darin weist er Hausarzt-
praxen eine zentrale Rolle bei 
Diagnostik, Behandlung und 
Koordination zu, setzt aber auf 
mehrere Zugangswege. Direk-
te Zugänge müssten erhalten 
bleiben, wenn sie medizinisch 
notwendig oder für eine zeit-
nahe Versorgung sinnvoll sind. 
Zusätzlich sollen niedrig-
schwellige Beratungsangebote 
und strukturierte Ersteinschät-
zungen Orientierung geben.

Der Hausärzteverband be-
tont in einem Forderungspapier 
stärker die Rolle der eigenen 
Praxen: Sie sollen grundsätz-
lich erste Anlaufstelle sein, den 

Behandlungsbedarf einschät-
zen und den weiteren Weg ko-
ordinieren. Der direkte Weg in 
die Facharztpraxis wäre nur im 
Ausnahmefall möglich. 

Die Krankenkasse AOK hat 
ebenfalls ein Konzept vor-
gelegt. Darin sieht sie neben 
teambasierten Primärversor-
gungspraxen auch Akutleitstel-
len als Zugang vor. Der Weg zu 

Fachärzt*innen soll grundsätz-
lich eine Ersteinschätzung oder 
Überweisung voraussetzen.

Der SoVD wird die Entwick-
lung eng begleiten und sich für 
eine Primärversorgung einset-
zen, die sich an den Bedürfnis-
sen der Patient*innen orientiert. 
Gebühren oder Sanktionen zur 
Patient*innensteuerung lehnt 
er dabei ab. str

Verschiedene Ansätze für eine Reform des ambulanten Gesundheitswesens

Hausärzt*innen sollen künftig noch stärker als Lots*innen im Ge-
sundheitssystem agieren. 

Foto: Syda Productions / Adobe Stock
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Rente ein, sagte Engelmeier. 
Wenn die Rentenreform noch 

in diesem Jahr auf den Weg 
gebracht werden soll, muss es 
allerdings seitens des Ministeri-
ums baldmöglichst ein Referen-
tenentwurf geben, ohne den kein 
Kabinettsbeschluss möglich ist. 
Erst dann kann der Bundestag 
weiter beraten. � veo

Altersrente ist auch eine Frage von Respekt 
Am 8. September traf sich die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier mit Bernd Rützel, Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion 
und Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales, zum Gespräch über die Zukunft der Rente. Beide waren sich einig: 
Die abschlagsfreie Altersrente nach 45 Beitragsjahren muss erhalten bleiben. „Wer jahrzehntelang gearbeitet und Beiträge eingezahlt 
hat, verdient Verlässlichkeit und Respekt – und die Gewissheit, im Alter gut abgesichert zu sein“, machte die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
deutlich. Für den SoVD stehe fest: Beim Renteneintritt darf sich nichts zum Nachteil der Menschen ändern.

Vor der Sommerpause hatte 
die Rentenkommission der Bun-
desregierung einen Katalog mit 
insgesamt 33 Empfehlungen 
vorgelegt – darunter auch die 
Abschaffung der abschlagsfreien 
Rente nach 45 Versicherungsjah-
ren („Rente mit 63“).Dazu gab es 
Kritik und erheblichen Wider-
stand, aus der SPD, aber auch 
aus der CDU und den Oppositi-
onsparteien, die an der alten Re-
gelung festhalten wollen. 

Der SoVD fordert, die gesetzli-
che Rente zu stärken. Gute Löhne 
und eine bessere rentenrechtli-
che Absicherung von Zeiten der 
Kindererziehung, Pflege und 
Arbeitslosigkeit sind dabei we-
sentlich. Angesichts des zuletzt 
von der Deutschen Rentenver-
sicherung (DRV) ausgewiesenen 
durchschnittlichen Rentenein-
trittsalters von 64,7 Jahren weist 
der SoVD zudem die Forderun-

gen nach einem noch höheren 
Rentenalter zurück. Der Verband 
bekräftigt stattdessen seine 
Forderung nach guten Arbeits-

bedingungen, damit Menschen 
möglichst lange gesund arbei-
ten können. Nach Angaben der 
DRV lag die durchschnittliche 

SoVD-Vorstandsvorsitzende einig mit Vorsitzendem des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

Altersrente Ende 2025 bei 1.195 
Euro im Monat. Frauen erhielten 
im Schnitt 994 Euro, Männer 
1.449 Euro. Für den SoVD zeigen 
diese Zahlen, dass bei der Al-
terssicherung weiterhin großer 
Handlungsbedarf besteht. „Eine 
durchschnittliche Altersrente 
von weniger als 1.200 Euro ist zu 
wenig“, so Engelmeier. Besonders 
alarmierend: Frauen erhalten 
im Schnitt nicht einmal 1.000 
Euro. „Hier zeigt sich, wie sich 
niedrigere Löhne, Teilzeit und 
die Übernahme von Sorgearbeit 
über das gesamte Erwerbsleben 
bis in die Rente auswirken.“ 

Bei ihrem Treffen betonte die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende, es 
sei „gut zu wissen, Bernd Rützel 
bei diesem wichtigen Thema an 
unserer Seite zu haben“. Man 
bleibe im Austausch und setze 
sich weiterhin gemeinsam für 
eine gerechte und verlässliche 

V. li.: Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, MdB
Bernd Rützel, Vorsitzender des Ausschusses für Arbeit und Soziales, 
und SoVD-Referentin Henriette Wunderlich. 

Zur Person
Bernd Rützel stand schon 

mit 14 Jahren an der Werk-
bank, als seine Ausbildung 
zum Maschinenschlosser bei 
der Bundesbahn begann. 30 
Jahre war er im Unterneh-
men tätig: im Schichtdienst, 
im Notfallmanagement, als 
Werkmeister, als freigestellter 
Betriebsrat und nach einem 
Studium auf dem zweiten Bil-
dungsweg in verschiedenen 
Führungspositionen. 

Seit 2013 ist er Mitglied 
des Deutschen Bundestages 
und arbeitet im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales, seit 2021 
ist er dessen Vorsitzender. Er 
ist der Berichterstatter der 
SPD-Bundestagsfraktion für 
die Rentenpolitik.

__Wie bewerten Sie das Block-
modell als beliebte Regelung 
der Altersteilzeit und die Rente 
für besonders langjährig Versi-
cherte?

Ich stehe voll und ganz hinter 
Vorruhestandsmodellen wie dem 
Blockmodell. Das ist eine Sache 
der Tarifpartner – gewünscht von 
Gewerkschaften genauso wie 
von Arbeitgeber*innen. Für vie-
le Menschen ist das ein absolut 
notwendiger Weg, und das muss 
auch in Zukunft so bleiben. Am 
Ende ist das eine Frage des Res-
pekts vor der Lebensleistung der 
Beschäftigten. Das Gleiche gilt 
für die Rente nach mindestens 45 
Beitragsjahren. Direkt nach Veröf-
fentlichung der Empfehlungen der 
Rentenkommission habe ich mich 
zu Wort gemeldet, dass Menschen, 
die 45 und oft noch mehr Jahre 
gearbeitet haben, genug geleistet 
haben und auch in Zukunft zwei 
Jahre früher ohne Abschläge in 
Rente gehen können sollen.

__Hat die gesetzliche Rente ein 
Imageproblem?

Die Rente ist tausendmal bes-
ser als ihr Ruf. Das Rentensystem 
wird von vielen Seiten schlecht-

geschrieben. Es ist aber beileibe 
kein Intensivpatient. Trotz des de-
mografischen Wandels und stei-
gender Rentner*innenzahlen sind 
die Bundeszuschüsse im Vergleich 
zum Bruttoinlandsprodukt in den 
letzten Jahrzehnten gesunken. 

Während 2004 die Bundeszu-
schüsse 3,37 Prozent des BIP ent-
sprachen, sank der Anteil kontinu-
ierlich und lag 2024 bei nur noch 
2,66 Prozent des BIP.  Die Rente ist 
also mitnichten das Fass ohne Bo-
den, als welches sie oft beschrie-
ben wird.

__Werden die Rentenbeiträge in 
Zukunft steigen? 

Es ist richtig, wenn die Renten-
kommission die Rentenhöhe jetzt 
über die 1. Säule nachsteuern will. 
Denn das nutzt allen Versicher-
ten, nicht nur denen, die sich eine 
zusätzliche Absicherung leisten 
können. Steigende Beiträge sind 
bei einer paritätischen Verteilung 
dabei kein Hinderungsgrund. 

Wir wissen aus zahlreichen 
Umfragen, dass ein Großteil der 
Versicherten unabhängig von 
der Altersgruppe bereit ist, hö-
here Beiträge zu zahlen, wenn 
dafür am Ende eines langen Ar-

beitslebens eine auskömmliche 
Rente steht. Und wir müssen 
auch bedenken, dass der jetzige 
Beitragssatz historisch niedrig 
ist. Viele Rentner*innen haben 
über lange Zeit höhere Renten-
versicherungsbeiträge gezahlt.

__Wo sollte Ihres Erachtens die 
politische Zielgröße für die „Net-
toersatzquote“ liegen, also den 
Prozentsatz des letzten Netto-
einkommens, der im Ruhestand 
durch die Rente und weitere Al-
terseinkünfte nach Steuern und 
Abgaben ersetzt wird?

Die Kommission empfiehlt, dass 
man im Alter mindestens 70 Pro-
zent seines früheren Nettoein-
kommens herausbekommen soll. 
Das ist eine gute Nachricht. Die-
ses Geld soll aus verschiedenen 
Quellen kommen, der gesetzlichen 
Rente, aber auch privater und be-
trieblicher Vorsorge. Noch besser 
wäre es, wenn wir diese 70 Prozent 
nach Steuern allein durch die ge-
setzliche Rente erreichen würden.

__Was sind weitere positive As-
pekte der Empfehlungen der Al-
terssicherungskommission?

Richtig finde ich die Empfehlung 

„Rente ist mitnichten ein Fass ohne Boden“
Bernd Rützel widerspricht dem allgemeinen Erklärungsmodell, die gesetzliche Rente sei grundsätzlich nicht mehr finanzierbar.  Als Vor-

sitzender des Ausschusses für Arbeit und Soziales unterstützt er die Stabilisierung des gesetzlichen Rentenniveaus bei mindestens 48 Pro-
zent. Im Interview mit der SoVD-Zeitung macht Rützel deutlich, weshalb aus seiner Sicht das deutsche Rentensystem schlechtgeredet wird. 

Interview

Bernd Rützel
MdB (SPD) und 

amtierender Vorsitzender 
des Ausschusses für 
Arbeit und Soziales

der Kommission, die Anrechnungs-
regeln in der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung 
so zu gestalten, dass Personen, die 
in die gesetzliche Rente eingezahlt 
haben, im Alter mehr verfügbares 
Einkommen haben als Personen, 
die keine oder geringe Beiträge ge-
leistet haben. Das gilt auch für den 
endgültigen Abschied von der Re-
gelung, nach der langzeitarbeitslo-
se Menschen durch das Jobcenter 
dazu verpflichtet werden können, 
vorzeitig mit Abschlägen in Rente 
zu gehen.

__Es heißt: Gute Arbeit, gute 
Renten?

Gute Renten fallen nicht vom 
Himmel, sie werden mit guten 
Löhnen erarbeitet. Die gesetzliche 
Rente ist der Spiegel des Erwerbs-
lebens. Und dafür brauchen wir 
endlich wieder mehr Tarifbindung. 
Betriebe mit Tarifvertrag bieten 
nicht nur sicherere Arbeitsplätze, 
sie zahlen im Schnitt auch bessere 
Löhne. Wer die Rente sichern will, 
muss dafür sorgen, dass Arbeit fair 
bezahlt wird.

__Was wurde in der Vergangen-
heit an Gutem erreicht? 

Die SPD hat in den letzten Re-
gierungen – teils gegen massive 
Widerstände – in der Rentenpo-
litik wichtige Verbesserungen für 
die Menschen erkämpft, die mit 
ihrer Arbeit unser Land am Lau-
fen halten. In der Erwerbsminde-
rungsrente haben wir mehrfach 
die Anrechnungszeiten verbessert, 
so dass Neurentner*innen jetzt 
behandelt werden, als hätten sie 
bis zum regulären Rentenbeginn 
gearbeitet. 

Die Grundrente sichert Men-
schen, die mindestens 33 Jahre 
oder länger gearbeitet, Kinder er-
zogen oder Angehörige gepflegt 
haben, aber wegen schlechter Löh-
ne nur eine kleine Rente erhalten 
haben, einen spürbaren Aufschlag.

Interview: Veronica Sina

Foto: ©DBT / Stella von Saldern
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GKV-Finanzen unter Druck

Steuerreform entlastet wenig 

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) konnte in der ersten Jahreshälfte ein Plus erwirtschaf-
ten, vor allem aufgrund gestiegener Zusatzbeiträge. Das kürzlich beschlossene GKV-Spargesetz soll 
ein Defizit im nächsten Jahr verhindern. Zur langfristigen Finanzierung tagt aktuell eine Kommission. 

„Bis zu 600 Euro im Jahr“ sollen Familien mit geringen Einkommen im Jahr mehr haben, so Finanz-
minister Lars Klingbeil (SPD). Für viele andere wird die Entlastung deutlich geringer ausfallen und 
teilweise durch die Erhöhung anderer Abgaben wieder zunichte gemacht. 

Die gesetzlichen Kranken-
kassen schlossen das erste 
Halbjahr mit einem Überschuss 
von 2,6 Milliarden Euro ab. Das 
ist allerdings kein Grund zur 
Entwarnung: Das Plus geht 
vor allem auf die zu Jahresbe-
ginn erhöhten Zusatzbeiträge 
zurück und wird benötigt, um 
die Rücklagen der Kassen wie-
der aufzufüllen. Diese erreich-
ten mit 7,5 Milliarden Euro im 
Durchschnitt erstmals wieder 
das gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestniveau.

Das grundlegende Problem 
bleiben die stark steigenden 
Ausgaben. Während die bei-
tragspflichtigen Einkommen 
im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum um 4,1 Prozent zunahmen, 
stiegen die Ausgaben für me-
dizinische Leistungen um 7,4 
Prozent. Besonders stark legten 
die Kosten für Krankenhausbe-
handlungen mit 9,4 Prozent zu. 
Für ärztliche Behandlungen ga-
ben die Kassen 6,1 Prozent, für 
Arzneimittel 5,2 Prozent mehr 
aus. Die Verwaltungskosten er-
höhten sich dagegen nur um 
0,6 Prozent.

Das Bundeskabinett hat die 
Einkommensteuerreform auf 
den Weg gebracht. Ab 2027 
sollen Grund- und Kinderfrei-
beträge, Kindergeld und Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag stei-
gen. Zugleich sollen sehr hohe 
Einkommen stärker belastet 
werden: Ab 250.000 Euro ist 
ein Steuersatz von 45 Prozent 
vorgesehen, ab 280.000 Euro 
von 47 Prozent.

Der SoVD begrüßte in einer 
Stellungnahme die Entlastun-
gen für kleine und mittlere Ein-
kommen sowie Familien grund-
sätzlich. Positiv sei die stärkere 
Beteiligung sehr hoher Einkom-
men an der Finanzierung. Für 
eine gerechte Steuerpolitik rei-
che der Entwurf aber nicht aus. 
Menschen mit sehr niedrigen 
Einkommen zahlten oft kaum 
Einkommensteuer und profi-
tierten daher wenig oder gar 
nicht. Zudem könnten höhere 
Sozialbeiträge, Zuzahlungen 
oder Leistungskürzungen die 
Entlastungen wieder aufzehren.

Auch die Verbesserungen für 

Für 2027 erwarten die Kran-
kenkassen eine Lücke von 18,8 
Milliarden Euro. Das bereits 
beschlossene Spargesetz soll 
diese durch Ausgabenbremsen 
bei Praxen, Kliniken, Apothe-
ken und Pharmaunternehmen 
sowie zusätzliche Belastung 
der Versicherten schließen. Ei-
nen finanziellen Puffer gibt es 
nach bisherigen Berechnungen 
jedoch nicht. Der GKV-Spit-

Familien wirkten ungleich: Vom 
Kinderfreibetrag profitierten 
vor allem Haushalte mit hohen 
Einkommen. Bei existenzsi-
chernden Leistungen werde das 
höhere Kindergeld dagegen als 
Einkommen angerechnet. Da-
rüber hinaus spricht sich der 
Verband für eine wirksamere 
Erbschaftsteuer, die Vermögen-

zenverband warnt deshalb vor 
einer Abschwächung der Maß-
nahmen. Anderenfalls drohten 
noch höhere Zusatzbeiträge.

Bis Ende 2026 soll die Fi-
nanzkommission Gesundheit 
Vorschläge erarbeiten, um die 
gesetzliche Krankenversiche-
rung dauerhaft finanziell zu 
stabilisieren und weitere Bei-
tragserhöhungen möglichst zu 
vermeiden. � str

steuer und den Abbau von Steu-
erprivilegien aus.

Ob der Bundestag den Kabi-
nettsentwurf in dieser Form be-
schließt, steht noch nicht fest. 
In der Öffentlichkeit werden die 
Stimmen für eine größere Ent-
lastung lauter – bisher fehlen 
allerdings Vorschläge zur Ge-
genfinanzierung. � str

Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen steigen schneller als Einnahmen

Grundfreibetrag steigt, etwas höhere Steuern auf Einkommen über 250.000 Euro

Vor allem bei Krankenhausbehandlungen steigen die Kosten. Die 
gesetzliche Krankenversicherung hat deshalb erneut Geldsorgen. 

Familien mit Kindern dürften durch die Reform etwas mehr Geld 
auf dem Konto haben, bei anderen kommt wenig davon an. 

Foto: Graphicroyalty / Adobe Stock

Foto: WavebreakmediaMicro / Adobe Stock

Gesetzliche Krankenkassen 
sollen ihre Versicherte doch 
wieder direkt über höhere Zu-
satzbeiträge informieren müs-
sen. Bundesgesundheitsminis-
ter Carsten Linnemann (CDU) 
will die Ende Juli abgeschaffte 
Hinweispflicht durch eine Än-
derung des GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes wieder 
einführen. Seit dem 30. Juli 
2026 müssen Krankenkassen 
ihre Mitglieder vor einer Erhö-
hung derzeit nicht persönlich 
anschreiben. Versicherte müss-
ten sich deshalb selbst infor-
mieren. 

Wo eine Kasse Beitragsände-
rungen bekannt gibt, bestimmt 
ihre Satzung. Möglich sind Hin-
weise auf der Website, in Mit-
gliederzeitschriften oder in Bekanntmachungsblättern. 

Wie die Informationspflicht künftig ausgestaltet wird und ob 
auch digitale Mitteilungen – etwa per App – genügen, ist noch 
offen. Betroffene können bis zum Ende des Monats, in dem der 
höhere Beitrag erstmals gilt, eine neue Kasse wählen. Die Zusatz-
beiträge für 2027 werden voraussichtlich im November und De-
zember 2026 beschlossen. Ob die Hinweispflicht bis dahin wieder 
gilt, hängt vom weiteren Gesetzgebungsverfahren ab.� str

Der aktuelle Referentenent-
wurf zur Wohngeld-Reform 
sieht eine Absenkung der Leis-
tungen, die Halbierung der 
Heizkostenkomponente und 
die Aussetzung der regulären 
Anpassung 2027 vor. Insge-
samt könnte rund ein Drittel 
der bisherigen Wohngeldhaus-
halte den Anspruch verlieren. 
Zudem soll die Mindestgrenze 
auf 15 Euro monatlich steigen: 
Ergibt die Berechnung einen 
geringeren Betrag, entfällt der 
Anspruch vollständig. Der SoVD 
bemängelt, dass auch kleine 
Beträge angesichts steigender 
Lebenshaltungskosten eine 
wichtige Hilfe sind.

Der Verband kritisiert den 
Entwurf in einer Stellungnah-
me. Die Kürzungen träfen Menschen mit niedrigen Einkommen und 
kleinen Renten, die bereits unter hohen Wohnkosten leiden. Rund 
163.000 Haushalte könnten dadurch in die Grundsicherung wech-
seln. Aus Sicht des SoVD würden Ausgaben so lediglich verlagert. 
Nötig sei eine grundlegende Überarbeitung, Einsparungen dürften 
nicht zulasten finanziell besonders belasteter Menschen gehen.  str

Doch weiter Kassen-Info 
bei Beitragserhöhungen

Vielen droht Verlust von
Wohngeldanspruch

Gesundheitsminister will Änderung zurücknehmen

SoVD fürchtet vielfachen Wechsel in Grundsicherung

Im Zuge der Gesundheitsreform sollte auch die Verpflichtung 
der Krankenkassen, ihre Mitglieder über höhere Zusatzbeiträge 
zu infomieren, abgeschafft werden. Nach Protesten von Verbrau-
cherschutzverbänden soll dies nun doch nicht umgesetzt werden. 

1,5 Milliarden Euro wollen Bund und Länder ab dem nächsten 
Jahr beim Wohngeld einsparen. Dafür sind Einschränkungen bei 
den Leistungen und ein kleinerer Empfänger*innenkreis vorgese-
hen. Der SoVD kritisiert die Vorhaben scharf. 

Für Versicherte ist es transpa-
renter, wenn ihre Krankenkasse 
sie anschreibt. 

Rentner*innen erhalten häufig 
Wohngeld. Einigen droht nach 
der Reform die Grundsicherung. 

Foto: Monkey Business / Adobe Stock

Foto: Cecilie S/peopleimages.com / AS
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„Ich kann mit Widerständen umgehen“
Wenn es um Inklusion geht, dann ist Jürgen Dusel quasi die oberste Instanz. Für seine Arbeit als Beauftragter der Bundesregierung 

für die Belange von Menschen mit Behinderungen ist der Jurist dabei nicht nur fachlich qualifiziert. Der 61-Jährige kennt die Probleme 
Betroffener auch aufgrund seiner eigenen Sehbehinderung sehr genau. Im Interview äußert sich Jürgen Dusel offen über fehlgeleitete 
Reformen, weiterhin bestehende Barrieren und die Notwendigkeit, gerade jetzt für ein demokratisches Miteinander einzustehen.

Seit acht Jahren setzen Sie 
sich für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen ein. 
Hat Sie diese Zeit verändert? 
Hat das Amt bei Ihnen Spuren 
hinterlassen?

Ich bin jemand, der mit Wider-
ständen und mit Hindernissen 
umgehen kann. Das hat schon 
meine Schulzeit und auch mein 
Studium geprägt. In ähnlicher 
Weise erlebe ich das auch jetzt, 
wenn es um unseren Sozialstaat 
geht und um die Themen, die 
Menschen mit Behinderungen 
besonders betreffen. Auch hier 
bin ich auf Widerstände vorbe-
reitet. Aber ich bleibe ebenso 
optimistisch wie realistisch, weil 
ich einfach daran glaube, dass 
sich das bessere Argument am 
Ende durchsetzt.

Der Begriff Reform bedeutet 
ursprünglich „Umgestaltung“ 
oder „Wiederherstellung“. Die 
aktuelle Politik empfinden 
Menschen mit Behinderungen 
dagegen weniger konstruktiv. 
Können Sie das verstehen?

Natürlich. Ich nehme das letzt-
lich genauso wahr. Diese Refor-
men verdienen im Grunde ihren 
Namen nicht, weil es hierbei 
nur noch darum geht, Kosten zu 
reduzieren. Dabei könnte man 
durchaus Dinge zum Besseren 
verändern und gleichzeitig Ein-
sparungen vornehmen. Hierfür 
sollte man aber nicht bei den 
Leistungen ansetzen, sondern viel 

eher bei der überbordenden Büro-
kratie. Sozialrechtliche Regelun-
gen sind in Deutschland manch-
mal unglaublich kompliziert, und 
am Ende weiß dann keiner mehr, 
wer eigentlich zuständig ist. Hier 
sollten wir die Chance nutzen, 
Dinge einfacher und dadurch 
effizienter zu machen. Denn wir 
haben genug Expertise in diesem 
Land. Wir haben genug Evidenz. 
Und wir haben Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler, die 
sehr gute Vorschläge machen. 
Aber ich erlebe es leider immer 
wieder, dass die Dialogprozesse 
sehr stark von den Interessen der 
Leistungsträger geleitet sind. Und 
das führt im Ergebnis nicht zu ei-
ner guten Reform. 

Ausnahmen und Übergangs-
fristen machen Barrierefreiheit 
zu einem leeren Versprechen. 
Warum fehlen hier noch immer 
verbindliche Vorgaben?

Weil sich in Deutschland ein 
falsches Narrativ durchgesetzt 
hat. Es wird immer wieder be-
hauptet, Barrierefreiheit sei Gift 
für die Wirtschaft – ohne, dass es 
dafür irgendwelche Belege gibt. 
Tatsächlich ist genau das Gegen-
teil der Fall. Denn Menschen mit 
Behinderungen sind schließlich 
auch Kundinnen und Kunden. 
Wir beklagen einen Reformstau, 
scheuen aber Innovationen. Da-
bei ist Barrierefreiheit ein ent-
scheidendes Qualitätsmerkmal 
für ein modernes Land. 

Behindertenbeauftragter Jürgen Dusel bleibt in seiner dritten Amtszeit kämpferisch

Welche Hoffnung setzen Sie 
in die Reform des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes?

Das Gesetzgebungsverfahren 
hierzu kann man eigentlich nur 
als Trauerspiel bezeichnen. Wie 
wenig das Gesetz dabei bisher 
im parlamentarischen Verfah-
ren vorangekommen ist, zeugt 
aus meiner Sicht auch von einer 
gewissen Ratlosigkeit des po-
litischen Systems. Und das ist 
für unsere Demokratie wirklich 
nicht gut.

Zumal sich viele Menschen 
derzeit ganz grundsätzliche 
Sorgen machen. Müsste man Ihr 
Leitbild „Demokratie braucht 
Inklusion“ nicht umwandeln, 
braucht Demokratie aktuell 
nicht vor allem Demokratie?

Demokratie braucht Demokra-
ten. Das ist wohl wahr. Und das 
ist leider keine Selbstverständ-
lichkeit. Wir dürfen nicht denen 
hinterherlaufen, die ihre Kraft 
daraus ziehen, dass sie andere 
Menschen ausgrenzen. 

Und da mache ich mir durch-
aus Sorgen, das will ich deutlich 
sagen. Wenn ich etwa erlebe, dass 
Inklusion als gescheitertes Ex-
periment bezeichnet wird, dann 
greift das an die Grundfesten un-
seres demokratischen Systems. 
Und deswegen bleibe ich bei die-
sem Thema: Demokratie braucht 
Inklusion, aber Inklusion braucht 
auch Demokratie.

Interview: Joachim Schöne

Im Gespräch mit dem SoVD machte Jürgen Dusel deutlich, dass 
Einsparungen nicht zulasten von Betroffenen gehen dürfen.

Foto: Wolfgang Borrs

Gesunkene Chancen am Arbeitsmarkt
Im vergangenen Jahr lag die Arbeitslosenquote in Deutschland bei etwas über sechs Prozent. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 

schaute sich vor diesem Hintergrund speziell die Situation schwerbehinderter Menschen an. Dabei kam heraus, dass sie die Folgen der 
Wirtschaftskrise besonders deutlich zu spüren bekommen. Denn hier lag die Arbeitslosenquote bei zwölf Prozent. Das bedeutet, dass 
Menschen mit Behinderungen rund doppelt so oft ohne Job waren wie der Durchschnitt aller Erwerbstätigen. 

Ursachen für die schlechte 
Situation sieht der Gewerk-
schaftsbund unter anderem in 
weiterhin bestehenden Alltags-
barrieren sowie in zu kompli-
zierten Antragsverfahren für 
Unterstützungsleistungen. Hin-
zu kämen aber auch Vorbehalte 
in Unternehmen. 

DGB-Vorstandsmitglied Anja 
Piel wies darauf hin, dass der Ver-
lust des Arbeitsplatzes schwer-
behinderte Menschen beson-
ders hart treffe: „Denn wenn sie 
einmal ohne Arbeit sind, ist der 
Wiedereinstieg deutlich schwie-
riger als für andere Arbeitslose, 
und das, obwohl sie häufig gut 
qualifiziert sind.” 

Menschen mit Behinderungen doppelt so oft ohne Job wie alle anderen Beschäftigten

Kritik kam auch vom SoVD. 
Die Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier bezeichnete 
die Entwicklung als nicht hin-
nehmbar. Engelmeier nahm vor 
allem Regierung und Wirtschaft 
in die Pflicht: „Hunderttausen-
de gut ausgebildete Menschen 
mit Behinderungen stehen 
dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung, werden von Unterneh-
men aber offenbar noch immer 
zu häufig wegen Vorurteilen 
und Barrieren nicht eingestellt.” 
Der SoVD spricht sich daher 
für den Abbau bürokratischer 
Hürden und für eine höhere 
Pflichtquote schwerbehinderter 
Arbeitnehmer*innen aus.� jos

Trotz oftmals hoher Qualifikation haben es schwerbehinderte 
Menschen weiterhin schwer, in der Arbeitswelt zu bestehen.

Foto: Azeemud /  peopleimages.com / Adobe Stock

Was macht der Beauftragte?

Im Dienst 
der Inklusion

Eingeführt wurde das Amt des 
Bundesbehindertenbeauftrag-
ten 1980 unter Bundeskanz-
ler Helmut Schmidt (SPD). Seit 
2002 ist die Funktion durch das 
Gesetz zur Gleichstellung behin-
derter Menschen (Behinderten-
gleichstellungsgesetz) geregelt. 

Behinderung darf nicht
von Teilhabe ausschließen 

Der Behindertenbeauftragte 
wirbt um Solidarität und en-
gagiert sich für die Gestaltung 
einer inklusiven Gesellschaft 
mit gleichwertigen Lebensbe-
dingungen für alle. Zu diesem 
Zweck hält er engen Kontakt zu 
Menschen mit Behinderungen, 
ihren Verbänden, Selbsthilfe-
gruppen und Organisationen.

Jürgen Dusel: Debatte 
um Inklusion wird rauer 

Amtierender Beauftragter 
der Bundesregierung ist Jürgen 
Dusel. Er bemängelte kürzlich, 
dass Menschen mit Behinde-
rungen in Debatten zunehmend 
als Kostenfaktor betrachtet 
würden. Dusel zeigte sich da-
her besorgt: Sei es in den ersten 
Jahren seiner Amtszeit darum 
gegangen, Leistungen auszu-
bauen, müsse er derzeit immer 
stärker darum kämpfen, dass 
bestehende Standards nicht 
zurückgefahren würden. � jos

Kritik im Menschenrechtsrat

Ungleichheit 
in Deutschland

Surya Deva ist Sonderbe-
richterstatter für die Vereinten 
Nationen (UN). Er untersuchte, 
wie gerecht es in Deutschland 
zugeht. Dabei zeigte sich Deva 
besorgt. Gleich in mehreren Be-
reichen entdeckte der Wissen-
schaftler Ungleichheiten. Hier 
forderte er von der Bundesre-
gierung mehr Anstrengungen 
zu deren Bekämpfung. 

Nach Meinung des Sonder-
berichterstatters ist vor allem 
wirtschaftliche Ungleichheit 
ein großes Problem in Deutsch-
land. Diese betreffe vor allem 
Menschen mit Behinderungen, 
Migrant*innen, Geflüchtete und 
Frauen. Deva präsentierte seine 
Ergebnisse im UN-Menschen-
rechtsrat. Er erklärte: „Seit 2010 
haben die Einkommens- und die 
Vermögensungleichheit zuge-
nommen, was zu sozialer Verun-
sicherung beiträgt, vor allem in 
der unteren Mittelschicht.“ Der 
Rechtsexperte schlug vor, zur 
Finanzierung geeigneter Maß-
nahmen unter anderem Reiche 
stärker zu besteuern.� jos / dpa
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Die Geschichte spielt zwar in 
der näheren Zukunft, genauer 
gesagt im Jahr 2030, wirft aber 
trotzdem Fragen auf, die uns 
schon heute beschäftigen: Wie 
gehen wir mit dem steigenden 
Bedarf an Pflege um? Wie be-

gegnen wir der zunehmenden 
Einsamkeit im Alter? Einfache 
Antworten darauf bietet auch 
der Film von Doris Dörrie nicht. 
Auf mitfühlende und humor-
volle Weise aber ermöglicht 
er wertvolle Denkanstöße zu 

Themen wie Selbstbestimmung 
oder Fortschritt.

Dass „Frau Winkler verlässt 
das Haus“ keine reine Komödie 
ist, zeigt sich nicht zuletzt an 
dem ambivalenten Verhältnis 
zwischen Mensch und Maschi-
ne. So kann der Roboter zwar 
auf wunderbare Weise Texte 
von Tschechow zitieren, wes-
halb Frau Winkler ihm auch 
den Namen „Pawlowitsch“ gibt. 
Geichzeitig aber übermittelt 
dieser die sich verschlechtern-
den Vitalwerte der Seniorin 
an ein Gesundheitssystem, das 
immer stärker auf Effizienz be-
dacht ist. Entscheidet somit am 
Ende eine künstliche Intelli-
genz über Leben und Tod? 

Beim Schreiben ihres Dreh-
buches spielten für die Regis-
seurin auch eigene Erfahrungen 
eine Rolle. Doris Dörrie stieß bei 
der Pflege ihrer Eltern selbst hin 
und wieder an emotionale Gren-
zen. In diesen Situationen habe 
sie sich überfordert gefühlt und 

sei ungeduldig geworden. Da-
bei kam der Regisseurin gele-
gentlich der Gedanke, dass ein 
Roboter ohne derartige Emp-
findungen vielleicht besser für 
diese Aufgabe geeignet sei.

In Fortschritt und künstlicher 
Intelligenz sieht die Filmema-
cherin dennoch nicht die Lösung 
aller Probleme. Gleichzeitig ist 
ihr Zukunftsbild aber auch nicht 

Als Frau Winkler zum Pflegefall wird, soll sich ein Roboter um sie kümmern. Zunächst wehrt sich 
die alte Dame vehement gegen die Zuwendung durch eine Maschine. Doch dann entwickelt sich eine 
unerwartete Freundschaft zwischen der 80-Jährigen und dem Pflegeroboter Pawlowitsch.

Von der Freundschaft zu einem Pflegeroboter
Doris Dörries neuer Film „Frau Winkler verlässt das Haus“ thematisiert Fürsorge in einer technisierten Welt

Weil sich Tochter Emi (Laura Tonke, 2. v. li.) nicht selbst um ihre 
Mutter kümmern kann, soll ein Pflegeroboter diese Aufgabe über-
nehmen – das sei „human und volkswirtschaftlich sinnvoll“. 

Frau Winkler (Angela Winkler), ehemals Schauspielerin, schwärmt 
für den Dramatiker Anton Pawlowitsch Tschechow, nach dem sie  
kurzerhand ihren Pflegeroboter (Josef Ellers) benennt.

Fotos: Mathias Bothor / Zeitsprung Pictures / Wild Bunch Germany

von Angst bestimmt, sondern 
eher von der Suche nach dem, 
was uns menschlich macht. Da-
her war es Doris Dörrie auch 
wichtig, dass der Pflegeroboter 
Pawlowitsch von einem Schau-
spieler verkörpert wird.

Der Film „Frau Winkler verlässt 
das Haus“ von Doris Dörrie ist ab 
dem 1. Oktober bundesweit im 
Kino zu sehen.

Ebenso skeptisch wie neugierig
Ihre Filme („Kirschblüten – Hanami“) laden oftmals zu einer melancholischen und poetischen Rei-

se ein. Darüber hinaus schreibt die 71-Jährige schon seit Langem auch sehr erfolgreich Bücher. Im 
Interview mit der SoVD-Zeitung beantwortet Doris Dörrie Fragen zu ihrem neuen Film „Frau Winkler 
verlässt das Haus“ und schildert ihre persönliche Einschätzung zu künstlicher Intelligenz (KI).

__Die Pflege von Angehörigen 
bringt menschliche Belastungen 
mit sich. Wie kommt es, dass in 
Ihrem Film ausgerechnet ein 
Roboter im Konflikt zwischen 
Mutter und Tochter vermittelt?

In der Geschichte ist die Be-
treuung durch Pflegekräfte, aber 
auch ein Heimplatz unbezahlbar 
geworden. Die Tochter muss und 
will arbeiten und ihr Leben nicht 
gänzlich der Mutter opfern. Ihre 
einzige Möglichkeit ist es, einen 
Pflegeroboter zu mieten. Viel-
leicht sieht so unsere Zukunft 
aus. Mich beschäftigt die Frage, 
inwieweit eine neue Technologie 
uns hilft oder uns auch gefährlich 
wird. 

__Dabei machen gerade die 
Möglichkeiten künstlicher In-
telligenz vielen Menschen 
Angst. Wie stehen Sie diesem 
Thema gegenüber?

Skeptisch und neugierig zu-
gleich. Wir sollten nicht zu viel 
Angst haben und möglichst neu-
tral erst einmal die neuen Mög-
lichkeiten untersuchen und auf 
jeden Fall regulieren.

__Pawlowitsch ist ein Pflege-
Roboter, der jedoch von einem 
Schauspieler gespielt wird. Wie 
realistisch macht ihn das? 

Im Film kommt auch ein echter 
Roboter vor, der aber körperlich 
noch lange nicht so viel konn-
te wie ein Mensch. Deshalb hat 
dann auch ein Schauspieler den 
Roboter verkörpert. Im Dialog ist 
die Künstliche Intelligenz aller-
dings jetzt schon so weit fortge-
schritten, dass wir sie kaum noch 
von einem Menschen unterschei-
den können. 

__Wie verfolgen Sie persön-
lich die pflegepolitische Situa-
tion in Deutschland? Gehen wir 
aus Ihrer Sicht als Gesellschaft 
mit dem Älterwerden insge-
samt angemessen um?

Wir vernachlässigen das The-
ma seit Jahrzehnten auf sträfli-
che Weise, was seltsam ist, weil 
es uns ja doch alle einmal be-
treffen wird. Aber wir tun weiter-
hin so, als würden wir nie alt und 
krank werden, nie Hilfe benöti-
gen und auch nie sterben. Dabei 
gibt es in anderen Ländern sehr 

wohl Modelle, die wir uns ab-
schauen könnten. In Schweden 
zum Beispiel wird erfolgreich 
ein Programm zur Prophylaxe 
von altersbedingten Krankhei-
ten betrieben und mit einem 
umfassenden Hilfsangebot da-
für gesorgt, dass alte Menschen, 
solange es nur irgendwie geht, 
autark zu Hause leben können. 
Auch in der Palliativmedizin und 
bei Hospizen fehlt es bei uns an 
vielen, vielen Plätzen, was in an-
deren Ländern auch ganz anders 
ist. Ich hoffe sehr, dass wir end-
lich aufwachen.

Interview: Joachim Schöne

Interview

Doris Dörrie

Das Bild vom Altern und die 
damit einhergehenden Vor-
stellungen sind in unserer 
Gesellschaft oftmals negativ 
besetzt. Verstärkt wird diese 
Wahrnehmung unter anderem 
auch durch vermeintliche Kom-
plimente wie: „Du siehst viel 
jünger aus.“ Denn obwohl gut 
gemeint, verstärken diese letzt-
lich die Wahrnehmung, dass 
Altsein etwas Schlechtes ist.

Die Psychologie-Professorin 
Jana Nikitin rät dazu, sich nicht 
mit dieser eingeschränkten 
Wahrnehmung zufrieden zu 
geben: „Altern ist das, was ich 
aus meinen Voraussetzungen 
mache. Das ist nicht etwas, was 
kommt, sondern etwas, was wir 
mitgestalten.“ Positiv gelinge 
das etwa durch Bewegung, gesunde Ernährung, soziale Kontakte 
und eine sinnvolle Aufgabe. Und dafür, so Nikitin, sei es nie zu spät.

Die Professorin weist zudem darauf hin, dass ältere Menschen im 
Durchschnitt ausgeglichener und emotional stabiler seien. Sie er-
lebten ihre sozialen Begegnungen häufig als bedeutungsvoller. Das 
hängt nach Überzeugung der Altersforscherin auch mit dem wach-
senden Bewusstsein zusammen, dass die eigene Zeit begrenzt ist. 
Daraus könne eine neue Klarheit entstehen – etwa, dass man nicht 
mehr „jeden Blödsinn“ mitmachen müsse. Ältere wählten häufig be-
wusster aus, mit welchen Menschen sie Zeit verbringen und welche 
Aufgaben ihnen sinnvoll erscheinen. Dagegen spiele es zunehmend 
weniger eine Rolle, was andere von einem denken.� jos / dpa

Gelassen älter werden
Nicht alles muss mit den Jahren schlechter werden

Viele Menschen verbinden Älterwerden vor allem mit Verlusten. 
Diese Perspektive hält die Psychologin Prof. Dr. Jana Nikitin aller-
dings für zu eingeschränkt. Altern lasse sich positiv gestalten, wenn 
es gelinge, bisher Erlebtes für sich entsprechend zu bewerten.

Nach einem weiten Lebensweg 
kann der Blick zurück helfen, 
positiv nach vorne zu schauen.

Foto: Lars Gieger / Adobe Stock

Foto: Mathias Bothor
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Hildegard Hinderks begeht  
am 18. Oktober ihren 65. Ge-
burtstag. Dem SoVD Nieder-
sachsen gehört sie seit 2013 an. 
Dort bringt sie sich als 2. Vor-
sitzende im Landesverbandsrat 
ein und leitet den Kreisverband 
Leer-Emden. Auf Bundesebene 
gehört Hinderks seit 2024 dem 
Verbandsrat und der Bundes-
konferenz an.

Seit 2002 ist Norbert Tigges 
als SoVD-Mitglied tief im Ruhr-
gebiet verwurzelt. Er feiert am 
11. Oktober seinen 70. Geburts-
tag. Engagement zeigt er un-
ter anderem als Schriftführer
im Landesverband sowie als
Vorsitzender des Ortsverban-
des Mülheim-Oberhausen. Seit
2024 ist Tigges zudem Mitglied
der SoVD-Bundeskonferenz.

Personalien

Er fordert die generelle Ab-
schaffung von Sonderschulen, 
Heimen und Werkstätten für 
behinderte Menschen, weil 
sie für ihn ausgrenzende Son-
derwelten und ein eklatanter 
Bruch bestehender Menschen-
rechte sind: Uwe Heineker, der 
einst bei der Jugend im SoVD 
begann, schildert in seinem 
ersten eigenen Buch, „2031 – 
Deutschland, die Welt blickt 
auf dich!“, den Kampf der au-
tonomen Behindertenbewe-
gung für völkerrechtliche Vor-
gaben, die eigentlich längst 
in Deutschland Standard 
sein müssten. Für ihn ist das 
Buch ein Anklage-Protokoll, 
weil Deutschland nach wie 
vor die Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) weitgehend igno-
riert und die ultimative Frist, 
endlich umzuschwenken, im 
Schlüsseljahr 2031 abläuft. 

Der 71-jährige Diplom-Sozi-
alarbeiter aus Mülheim / Ruhr 
schreibt über die „unzulässige 
Umgehung des Mindestlohns 
in Werkstätten durch den 
Reha-Status“, prangert dort 
einen „systematischen Entzug 
echter Arbeitnehmerrechte“ 
an und will als „streitbarer 
Geist“, wie er von sich selbst 

sagt, die Politik zu einem Be-
hindertengleichstellungsge-
setz bringen, das auch wirklich 
diesen Namen verdient hat. Im 
Buch dokumentiert Heineker die 
Anfänge der kritischen Behin-
dertenbewegung und kritisiert 
vehement die Einstellung vieler 
politisch Verantwortlicher, nach 
denen die Vorgaben der UN-BRK 
nur „interpretationsbedürftige, 
theoretische Leitlinien“ seien. 

Die aktuelle parlamentarische 
Debatte zur Änderung des Be-
hindertengleichstellungsgeset-

zes ist für ihn nicht mehr als 
ein „regulatorischer Schutz-
schild für die Privatwirtschaft, 
damit Inklusion gezielt ver-
hindert wird“. Sein Fazit auf 
118 Seiten: „Die Ausgrenzung 
behinderter Menschen ist kein 
bürokratisches Versehen, son-
dern ein Gesamtprogramm zur 
Verwahrung, in dem alle staat-
lichen Stellen nahtlos zusam-
menarbeiten.“

Das Buch ist keine leichte 
Kost für den Strandkorb, da-
für aber eine in sich schlüs-
sige Dokumentation des po-
litischen Wegschauens auf 
allen Ebenen, wenn es um 
die Rechte für behinderte 
Menschen geht. Empfohlen 
ist es für alle, die in Politik, 
Verbänden und Gruppierun-
gen für Menschenrechte auf 
Augenhöhe streiten. Und was 
Heineker denkt, steht gleich 
zweimal in dem Buch: Teil 1 
orientiert sich an der Fach-
sprache, Teil 2 übersetzt das 
gesamte Buch vollständig 
in eine zertifizierte „Leich-
te Sprache“. Heineker will 
mit dieser ungewöhnlichen 
Aufteilung „Barrieren auf-
brechen, die das Buch selbst 
anprangert“.

Helmut Etzkorn

Ausgrenzende Sonderwelten

Uwe Heineker: 2031 – Deutsch-
land, die Welt blickt auf dich! 
Books on Demand, ISBN 978-3-
69638-311-4, 8,99 Euro.

www.inklusionslauf.de

Foto: Sascha Pfeiler

Kolumne
Wenn ich über Inklusion und 

Sport spreche, lande ich schnell 
beim Fußball. Vielleicht, weil ich 
gerne im Stadion bin. Oder weil 
man dort gut sieht, wie kompli-
ziert etwas werden kann, das 
einfach sein sollte: hingehen, 
Ticket kaufen, Sport erleben. 
Dabei werde ich ziemlich sicher 
kein Fußballer mehr. Und das ist 
auch völlig in Ordnung.

Inklusion bedeutet für mich 
nicht, dass jeder Mensch alles 
machen können muss. Wir ha-
ben unterschiedliche Voraussetzungen, Interessen und Fähigkei-
ten. Vielleicht stehe ich am Grill, sitze an der Kasse, engagiere mich 
im Vorstand oder feuere meine Mannschaft von der Seitenlinie an. 
Auch das ist Verein. Auch das ist Sport.

Die entscheidende Frage ist deshalb nicht: Können wirklich alle 
alles? Sondern: Gibt es für alle die Möglichkeit, dazuzugehören?

Denn eine Treppe verschwindet nicht dadurch, dass „Teilhabe“ 
auf einem Vereinsplakat steht. Und ein Kind mit Behinderung fin-
det nicht plötzlich seinen Platz, nur weil in der Satzung steht, 
dass alle willkommen sind. Manchmal braucht es eine Rampe, ein 
angepasstes Sportgerät oder eine verständliche Anmeldung. Oft 
braucht es Menschen, die sagen: „Komm vorbei! Wir schauen ge-
meinsam, was für dich passt.“

Vereine dürfen wir damit aber nicht alleinlassen. Wer Inklusion im 
Sport politisch fordert, muss sie auch ermöglichen und finanzieren: 
mit barrierefreien Sportstätten, qualifizierten Übungsleitungen, be-
zahlbaren Angeboten und verlässlicher Förderung. Denn am Ende 
möchte ich keinen besonders „inklusiven Sport“. Ich möchte Sport, 
in dem unterschiedliche Menschen unterschiedliche Rollen haben 
können – und trotzdem selbstverständlich dazugehören.

Tyll-Niklas Reinisch 
Foto: Anna Spindelndreier

Mobilität bedeutet Teilhabe
Am 21. September fand wieder ein Barcamp der SoVD-Jugend statt. Solche offenen Diskussionen 

per Online-Videokonferenz haben ein Thema, aber die genauen Inhalte und Abläufe bestimmen die 
Teilnehmenden selbst. Diesmal ging es um barrierefreie Mobilität, vor allem unterwegs mit der Bahn.

Mobilität entscheidet, ob 
Menschen Bildung, Arbeit, Ge-
sundheitsversorgung und sozia-
le Kontakte erreichen. Sie heißt 
Freiheit und Teilhabe. Doch nicht 
für alle ist sie selbstverständlich. 
Menschen mit Behinderungen 
müssen oft viel vorbereiten. Dar-
um fragte die SoVD-Jugend: Wie 
barrierefrei ist Mobilität? Wie 
wäre sie gerecht und zukunfts-
fähig? Bundesjugendvorsitzen-
der Tyll Reinisch moderierte den 
lockeren Austausch. 

Im Blick stand das Verkehrs-
mittel Bahn. Impulse gab Frank 
Cordes, bekannt mit seiner Frau 
als „Frankyman und Zauber
bärin“. Die Aktivist*innen arbei-
ten in den sozialen Medien zu 
barrierefreiem Reisen mit einer 
Behinderung, auch ins Ausland. 
Das Feedback sei groß, so Cor-
des. Auch die Bahn selbst inte-
ressiere die Kritik. Es gebe aber 
diskriminierende Situationen. 

Im Nah- und Regionalverkehr 
seien die Gegebenheiten je 
nach Anbieter verschieden; oft 

besser. Diese Erfahrung teilte 
Alexander Menzel, Schriftführer 
der SoVD-Jugend: „ICEs machen 
oft größere Probleme. Die roten 
Regios sind meist barrierefrei.“ 

Die Teilnehmenden sprachen 
über Bahnsteighöhen, Rampen, 
defekte Fahrstühle, verpasste 
Anschlüsse, Umstiege oder den 
Mobilitätsservice. Klar wurde: 

Viel hat sich gebessert, aber ech-
te Barrierefreiheit dauert noch. 

Darum gab Cordes Tipps wie: 
über Zugtypen informieren 
(etwa auf www.vagonweb.cz), bei 
Problemen Personal ansprechen 
oder die „3-S-Zentralen“ anrufen 
(Liste auf www.bahnhof.de).

Infos zu neuen Barcamps gibt es 
per E-Mail: jugend@sovd.de. 

ele

Digitales Barcamp der SoVD-Jugend zum Reisen für Menschen mit Behinderungen

Influencer Frank Cordes sprach mit der Jugend über Bahn-Barrieren.
Foto: Screenshot (SoVD)

SoVD- 
Inklusionslauf 

am 10. Oktober:
Jetzt  

anmelden!
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Familientag in der Tolk-Schau

Dubiose Geschäfte per Telefon

Mit mehr als 1.600 Mitgliedern und Gästen war der SoVD-Familientag in der Tolk-Schau auch in 
diesem Jahr wieder ein großer Erfolg. Bei leider eher durchwachsenem Wetter genossen zahlreiche 
Besucher*innen einen überaus abwechslungsreichen Tag und erfreuten sich an den Attraktionen des 
Freizeitparks sowie an dem bunten Rahmenprogramm des Landesverbandes Schleswig-Holstein.

Obwohl unerlaubte Anrufe verboten sind, nutzen viele Firmen diesen Weg weiterhin für Werbung und 
Verkauf. Die Polizeiliche Kriminalprävention warnt davor, dass auch am Telefon abgeschlossene Verträge 
gültig sind. Am wirksamsten sei es, zweifelhafte Gespräche kompromisslos zu beenden.

Auch in diesem Jahr war für 
Groß und Klein wieder etwas 
dabei – von den Fahrgeschäf-
ten und den Spielplätzen bis 
hin zum Kasperletheater, zu der 
Zaubershow und dem Glücks-
rad. Überall auf dem Gelände 
war die entspannte und fröh-
liche Atmosphäre zu spüren. 
Wohl auch deshalb bedankten 
sich im Anschluss viele Gäste 
persönlich bei den haupt- und 
ehrenamtlichen Helfer*innen 
des SoVD.

Schon seit vielen Jahren ist 
der Familientag fester Be-
standteil des Jahresprogram-
mes. Er bietet Mitgliedern und 
Freund*innen des Verbandes 
gleichermaßen die Möglich-
keit, Gemeinschaft zu erleben 
und einen unbeschwerten Tag 
zu verbringen. Dass diese Idee 
auch 2026 wieder so viele Men-
schen begeistert hat, zeigte die 
große Resonanz deutlich.

Bei den Angerufenen klin-
gelt unerwartet das Telefon. Die 
Person am anderen Ende der 
Leitung dagegen ist gut vorbe-
reitet. Sie lockt mit zeitlich be-
grenzten Angeboten oder bittet 
um die Unterstützung einer gu-
ten Sache. So schilderte die Ver-
braucherzentrale Sachsen kürz-
lich den Fall einer Seniorin, die 
am Telefon unter Druck gesetzt 
wurde, bestimmte Produkte zu 
kaufen. Dadurch würde sie an-
geblich die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen 
unterstützen. Am Ende erhielt 
die 82-Jährige große Mengen 
an Toiletten- und Küchenpapier 
geliefert, das zudem völlig über-
teuert war.

Schriftlicher Widerruf 
muss rechtzeitig erfolgen

Wer solche oder ähnliche An-
rufe erhält, sollte daher keine 
spontanen Kaufentscheidungen 
treffen. Ist dies bereits gesche-
hen, empfiehlt die Verbraucher-
zentrale, im Anschluss erhaltene 
Rechnungen und Vertragsunter-
lagen genau zu prüfen. Das ge-
setzliche Widerrufsrecht sollte 
man dann unbedingt fristge-

Überaus zufrieden zeigte sich 
SoVD-Landesgeschäftsführer 
Tim Holborn. Er lobte neben 
den schönen Begegnungen und  
fröhlichen Gesichtern vor allem 
die positiven Rückmeldungen 

recht und vor allem schriftlich 
ausüben. So ließen sich auch 
telefonisch abgeschlossene Ver-
träge rückgängig machen.

Bundesnetzagentur nimmt 
Beschwerden entgegen

Die Polizei rät grundsätzlich 
davon ab, der Werbung am Te-
lefon zuzustimmen. Auch soll-
te man fernmündlich nur die 
wirklich notwendigen Daten 
weitergeben – und zu diesen 

der Gäste. Holborn sagte: „Viele 
Menschen haben sich an diesem 
Tag bei uns sehr wohl und herz-
lich willkommen gefühlt. Genau 
das macht diesen Tag zu einem 
besonderen Erfolg.“

gehört in keinem Fall die Kon-
toverbindung. 

Sinnvoll ist es zudem, sich Da-
tum, Uhrzeit, Unternehmen und 
Rufnummer zu notieren, denn 
ohne Zustimmung sind Anrufe 
zu Werbezwecken rechtswidrig. 
Für Verstöße zuständig ist die 
Bundesnetzagentur. Beschwer-
den kann man online direkt auf 
dem Verbraucherportal unter: 
www.bundesnetzagentur.de 
einreichen.� jos

Bei Werbeanrufen ist „gute Kinderstube“ nicht gefragt – legen Sie am besten auf!

Das gemeinsame Forderungspapier ist getragen von der Sorge, 
dass der Rekord-Hitzesommer des Jahres 2026 keine politischen 
Konsequenzen haben könnte. Denn nach der festen Überzeugung 
aller Unterzeichnenden bleibt die Bundesregierung trotz tau-
sender Toter bisher konkrete Antworten weitestgehend schuldig. 
Den vielen Bekenntnissen und Plänen, so die einhellige Meinung, 
müssten nun Taten folgen.

Konkret fordert das Papier 
unter anderem einen bundes-
weit verbindlichen Hitzeschutz-
plan mit klaren Zuständigkeiten 
der verschiedenen Ebenen von 
Bund, Ländern und Kommunen. 
Dieses Vorsorgepaket solle die 
Bevölkerung vor den Folgen 
von Extremwetterereignissen 
wie Hitze, Dürre und Starkregen 
schützen.

Seit Langem weist der SoVD 
auf die hohe Gefährdung Älterer 
und Pflegebedürftiger sowie von 
Menschen mit Behinderungen 
und chronischen Erkrankungen 
hin. Beim Schutz vor den hohen 
Temperaturen, so der Verband, 
gehe es letztlich um den Schutz 
von Menschenleben.� jos

Die Branche wirbt massiv um Kundschaft. Häufig laden Bonus, 
Guthaben oder Freiwetten zum Einstieg ins Zocken ein. Gezielt 
werden entsprechende Angebote mit Sport, Unterhaltung und Ge-
meinschaft verknüpft. Doch der vermeintlich harmlose Spaß hat 
Konsequenzen: Mehr als drei Millionen Menschen in Deutschland 
nutzen Angebote in riskanter Weise, über eine Millionen Perso-
nen sind spielsüchtig. Fachstellen fordern daher seit Langem, die 
Glücksspielwerbung strenger zu regulieren. 

Betroffene können jedoch 
selbst aktiv werden und sich 
über das bundesweite System 
OASIS („Onlineabfrage Spie-
lerstatus“) selbst sperren las-
sen. Möglich macht das der für 
das Glücksspiel in Deutsch-
land geltende Staatsvertrag. 
Dieser schreibt vor, dass etwa 
Spielbanken oder Anbieter von 
Sportwetten die Identität der 
Teilnehmenden vor Beginn des 
Spiels überprüfen. Personen, die 
in OASIS eingetragen sind, dür-
fen nicht mitmachen. Zumin-
dest bei legalem Glücksspiel 
hat sich dieses System bewährt.

Informationen und Beratungs-
angebote zum Thema Spielsucht 
finden Sie im Internet unter: 
www.check-dein-spiel.de.

Schutz vor den Folgen 
des Klimawandels

Spielsucht hat oftmals 
verheerende Folgen 

Gemeinsames Forderungspapier an Bundesregierung

Sperrsystem OASIS kann Betroffene schützen

Zu trocken und viel zu heiß – es war der zweitwärmste Sommer, 
der jemals in Deutschland gemessen wurde. Gemeinsam mit an-
deren Organisationen wandte sich deshalb jetzt der SoVD an die 
Bundesregierung: Es gehe um den Schutz der Bevölkerung. 

Glaubt man der Werbung, dann ist Glücksspiel nur ein harmloser 
Freizeitspaß. Dabei sind Millionen Menschen in Deutschland von 
negativen Folgen wie Kontrollverlust oder Verschuldung betroffen. 
Schutz bietet ein spezielles Sperrsystem.

Der Rolandbär war auf dem Familientag des SoVD Schleswig-
Holstein ein Kindermagnet und ein Botschafter der guten Laune.

Eine Diskussion ist bei unerwünschten Anrufen nicht angebracht 
und das Beenden des Gespräches meist der bessere Weg.

Foto: Thomas Eisenkrätzer

Die lange Hitzeperiode machte 
vor allem in den Städten den 
Menschen zu schaffen.

„Nichts geht mehr!“: Spielen 
ohne Limit kann Existenzen 
komplett vernichten.

Foto: Michele Ursi / Adoibe Stock

Foto: Татьяна Максимова / Adobe

Foto: logoboom / Adobe Stock

Schleswig-Holstein
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Christin Strack ist seit ihrer 
Geburt blind. Durch ihre po-
sitive Einstellung und ihren 
Ehrgeiz hat sie viel erreicht. 
Unter anderem absolvierte sie 
eine Ausbildung zur Physio-
therapeutin und arbeitet seit 
mehreren Jahren erfolgreich 
in diesem Beruf. Ihren Alltag 
meistert sie größtenteils ohne 
fremde Hilfe. In bestimmten 
Situationen, insbesondere im 
Bereich Mobilität, braucht sie 
aber Unterstützung. „Ich bin oft 
auf meinen Mann, meine Fami-
lie oder Freunde angewiesen, 

wenn ich längere Strecken zu-
rücklegen muss“, sagt Strack. 
Mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln sei es im Emsland schwer, 
das gewünschte Ziel zu errei-
chen. „Da haben wir auf dem 
Land einen deutlichen Nach-
teil“, weiß die Dörpenerin.

Besonders schwierig war die 
Situation bei ihrer ersten Ar-
beitsstelle in Haren. „Die Fahrt 
zur Arbeit war ein Problem“, er-
zählt sie. Zwar konnte sie mit 
dem Zug von Dörpen bis zum 
Bahnhof nach Haren gelangen, 
doch die Busverbindung in den 

Ortskern war so ungünstig, dass 
sie ihre Eltern bitten musste, 
sie zu fahren. Eine Assistenz-
kraft, die sie zur Arbeit bringt 
und wieder abholt, wäre eine 
Lösung gewesen – doch auf 
Unterstützung durch die Äm-
ter hoffte sie vergeblich. „Die 
fühlten sich nicht zuständig“, 
berichtet Strack. Die Agentur 
für Arbeit verwies auf die Ren-
tenversicherung, diese wieder-
um sah die Verantwortung bei 
der Eingliederungshilfe. Dort 
wurde ihr Antrag mit dem Hin-
weis abgelehnt, sie könne doch 
den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) nutzen. „Aber 
genau das war ja das Problem“, 
sagt Strack.

Strack will sich damit nicht 
zufriedengeben. „Ich wollte das 
nicht einfach so hinnehmen 
und habe recherchiert, wer 
mir in dieser Situation helfen 
kann“, berichtet sie. Im Internet 
stößt sie auf die Ergänzende 
Unabhängige Teilhabebera-
tung (EUTB) im Emsland. Diese 
bietet Menschen mit (drohen-
der) Behinderung sowie ihren 
Angehörigen kostenlose und 
unabhängige Beratung zu al-
len Fragen der gesellschaftli-
chen Teilhabe. Petra Dallmann, 
EUTB-Beraterin in Aschendorf, 
unterstützt sie daraufhin. „Wir 
haben versucht, den Antrag 
erneut zu begründen“, so Dall-
mann. Doch die Behörde bleibt 
bei ihrem Standpunkt. Selbst 
Fotos von den örtlichen Gege-
benheiten und Fahrpläne, die 
die unzumutbare Erreichbar-
keit der Arbeitsstelle mit dem 

ÖPNV belegen sollen, ändern 
daran nichts. 

Inzwischen arbeitet Strack in 
ihrem Wohnort. Dennoch kann 
sie die damalige Entscheidung 
nicht nachvollziehen. „Im Be-
reich Mobilität bin ich einge-
schränkt. Ich hätte mir deshalb 
mehr Unterstützung gewünscht“, 
so Strack. Um ihr grundsätzlich 
mehr Unabhängigkeit zu ermög-
lichen, schlägt Petra Dallmann 
vor, eine Assistenz für die Frei-
zeitgestaltung zu beantragen, 
und dies in Form eines Persön-
lichen Budgets. Diese Leistung 
wird tatsächlich bewilligt. „Jetzt 
kann ich zum Beispiel regelmä-
ßig zum Reiten gehen. Die Assis-
tenzkraft fährt mich dorthin und 
unterstützt mich auch dabei“, 
freut sich Strack. Auch bei ande-
ren Freizeitaktivitäten steht ihr 
die Assistenzkraft zur Verfügung. 
Für sie ist das ein wichtiger 
Schritt zur selbstbestimmten 
Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben – ohne auf Familie und 
Freund*innen angewiesen zu 
sein. 

„Es ist kein gutes Gefühl, 
bei jeder Fahrt um Hilfe 

bitten zu müssen“, 
sagt sie. 

Was Strack besonders belas-
tet, sind die hohen bürokrati-
schen Hürden. Immer wieder 
muss sie neue Anträge stellen, 
Gespräche mit der Eingliede-
rungshilfe führen und ihre Ziele 
für das Persönliche Budget neu 
definieren. „Da sitzen mir dann 

drei Personen gegenüber, und 
ich muss mich im Kern dafür 
rechtfertigen, warum ich eine 
Assistenz brauche. Das sollte 
doch eigentlich offensichtlich 
sein. Meine Behinderung geht 
ja nicht weg“, meint Strack. 

Auch in der Vergangenheit 
war der Umgang mit Behör-
den und Krankenkassen nicht 
immer einfach. So erhielt sie 
ihren Blindenführhund Diego – 
der heute eine wichtige Stütze 
für sie ist – erst nach längerer 
Auseinandersetzung mit der 
Krankenkasse. Als sie ihren 
Schulabschluss an einer Regel-
schule machen wollte und für 
den Unterricht einen speziel-
len Laptop benötigte, schoben 
sich die eigentlich zuständigen 
Stellen gegenseitig die Verant-
wortung zu. „Niemand fühlte 
sich zuständig. Es ging hin und 
her. Die Gemeinde ist damals 
eingesprungen und hat mir den 
Laptop zur Verfügung gestellt“, 
berichtet sie. 

Die ständige Rechtfertigung 
ist für sie kräftezehrend. „Ich 
möchte einfach nur am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen 
– so wie alle anderen auch. Da-
für muss ich mich aber ständig
erklären“, sagt Strack. Umso
dankbarer ist sie für die Unter-
stützung durch die EUTB. Petra
Dallmann habe ihr sehr gehol-
fen. Heute engagiert sich Strack 
selbst ehrenamtlich als EUTB-
Beraterin und gibt ihre Erfah-
rungen an andere Ratsuchende
weiter. Ihr Appell: „Man muss
für seine Rechte einstehen –
und darf nicht lockerlassen.“

Hohe bürokratische Hürden für blinde Menschen
Christin Strack ist von Geburt an blind. Trotz vieler Hindernisse hat sie es geschafft, ihr Leben möglichst selbstbestimmt zu gestalten. Neben ihrer Familie hat ihr da­

bei auch die Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) geholfen, deren Träger der SoVD für elf Beratungsstellen in ganz Niedersachsen ist. Heute unterstützt 
Christin Strack ehrenamtlich andere Menschen mit Behinderung. 

NiedersachsenNDS

Foto: Dr. Heinrich Schepers

Blindenführhund Diego unterstützt sein Frauchen Christin Strack 
im Alltag und ermöglicht ihr so viel Selbstständigkeit.

SoVD fordert Landesprogramm gegen steigende Wohnkosten

Fast 40 Prozent ihrer priva-
ten Konsumausgaben geben 
niedersächsische Haushalte 
für Miete und Energie aus. Laut 
LSN ist dieser Wert in den ver-
gangenen Jahren weiter gestie-
gen. „Das zeigt, wie dramatisch 
die Lage auf dem niedersächsi-
schen Wohnungsmarkt ist. Die 
Menschen suchen nicht nur 
händeringend nach Wohnraum, 
sondern zahlen auch immer 
mehr Miete. Gerade für Men-
schen mit wenig Geld ist das 
ein massives Problem. Oft wird 
dann an Lebensmitteln oder 
an der Gesundheit gespart“, 

verdeutlicht Dirk Swinke, Vor-
standsvorsitzender des SoVD 
in Niedersachsen. Aus Sicht 
des Verbands sei es an der Zeit, 
dass die Kommunen sich stär-
ker einschalteten. „Der Großteil 
des Wohnungsbestands muss 
wieder in kommunale Hand. 
Nur so sind die Mieter*innen 
vor Wucher und Kündigungen 
geschützt“, betont Swinke. Die 
Kommunen müssten von ihrem 
Vorkaufsrecht Gebrauch ma-
chen und die Landesregierung 
müsse für eine bessere finanzi-
elle Ausstattung der Städte und 
Gemeinden sorgen, damit das 

auch möglich sei. „Es kann nicht 
sein, dass den Kommunen das 
Geld fehlt, um ihr Vorkaufsrecht 
einzusetzen“, kritisiert Swinke. 
Es brauche dringend ein Lan-
desprogramm für eine bessere 
Unterstützung der Kommunen 
und ihrer Wohnungsunterneh-
men, damit die Mieten vor Ort 
bezahlbar bleiben. „Auch die 
Landeswohnungsgesellschaft 
ist hier in der Pflicht. Sie muss 
Einfluss auf den Wohnungs-
markt nehmen und endlich 
ausreichend in neuen Wohn-
raum investieren“, fordert der 
Vorstandsvorsitzende.

Foto: Novanture / Adobe Stock

Um Mietwucher zu unterbinden, müsse der Großteil des Wohnungs­
bestands wieder den Kommunen gehören, so der SoVD.

Die Menschen in Niedersachsen geben im Durchschnitt monatlich über 1.100 Euro für Wohnen und Energie aus. Vor zehn Jahren waren es nur rund 880 Euro. Das geht 
aus aktuellen Zahlen des niedersächsischen Landesamts für Statistik (LSN) hervor. Der SoVD in Niedersachsen sieht darin eine weitere Verschärfung des Wohnungsmarktes 
und fordert, dass Kommunen Wohnungsbestände aufkaufen und sie nicht renditeorientierten Investor*innen überlassen. 
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